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VON CHRISTIAN VON ARX 

Im Marz - so ist es bisher vorgesehen 
- soll der Kantonsrat über den Mass­
nahmenplan 2014 debattieren und 
entscheiden, mit dem der Kantons­
haushalt wieder ins Gleichgewicht 
kommen soll. Doch Finanzpolitilc ist 
nicht allein Trumpf: In der gleichen 
Session (18. bis 26. Marz) soll der Kan­
tonsrat nãmlich auch den Legislatur­
plan 2013-2017 der Regierung bera­
ten. Damit wird die Sachpolitik 
wieder etwas aus dem Schatten der 
Finanzpolitik treten. 

Und die Solothurner Parteien 
scheinen die Lust auf sachpolitische 
Auseinandersetzungen durchaus 
nicht verloren zu haben; Nicht weni-

ger als 35 Antrage für Planungsbe­
schlüsse sind fristgerecht bis Ende 
November im Kantonsrat eingereícht 
worden. Mit einem Planungsbe­
schluss kann der Kantonsrat die Re­
gierung beauftragen, ihren Legisla­
turplan im Sinn des Parlaments zu 
andern oder zu erganzen. 

Antrags-Feuerwerk der SVP 
Der Drang, der Regierung am Zeug 

zu flidcen, ist bei den Parteien aber 
sehr unterschiedlich ausgepragt. 
Zwei Drittel aller Antrage (genau: 23 
von 35) stammen namlich allein von · 

der SVP, der grõssten «Oppositions­
parteh. Die ldeine Fraktion der Grü­
nen, die ebenfall.S nicht in der Regie­
rung sitzen, steuert weitere drei An­
trage bei. Aus dem <<Regierungslager)) 
von CVP, FDP und SP wurden dage-

Bila:hJng/l(ultur- 9 Antrãge 

A1111trag SP: 
Strategie zur Starkung des dualen 

Berufsbildungssystems starken (Ein­
stieg aus al! en Selc-1-Stufen in die 
Berufsbildung)- Regierung: Ja. 

Antrag CVP/EVP/GLP/BDP: 
Lehrplan 21 frühestens auf Schul­

jahr 2018/19 einführen (Prioritat 3 
statt 2)- Regierung: Nein. 

Antrãge SVP: 
Vo!lumfanglicher Verzicht auf neue· 

Geschaftsfelder im Bereich der 
Volksschule wahrend des RefGrm­
moratoriums- Regierung: Nein. 

Keine Einführung von harmonisier­
ten Maturitats- und Querschnittsprü­
fungen an den Gymnasien - Regie­
rung: Nein. 

Streichung der Fõrderung der 
Nachholbildung (berufliche Oualifika­
tion Erwachsener) aus den Legisla­
turzielen - Regierung: Nein. 

Einführung des Lehrplans 21 ganz 
aus dem Legislaturplan streichen 
(2 Antrage)- Regierung: Nein. 

Bildungsvorhaben im Bildungs­
raum Nordwestschweiz (AG, BL, BS 
und SO) nur diskutieren, nicht «ge­
meinsam entwickeln)) - Regierung: 
Antrag steht noch aus. 

Plafonierung der J(osten für den 
freien Zugang zur Hôheren Berufsbil­
·dung auf dem heutigen Stand- Re­
gierung: Antrag steht noch aus. · 
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lm Kantonsrat wurden 35 Antrage für Planungsbeschlüsse zu allen Departementen eingereicht 

Lõst viele Antrage aus dem Kantonsrat aus: Der Sozialbereich von Landammann Peter Gomm. BAR 

gen insgesamt nur neun Anderungs­
wünsche eingereicht, davon 4 von 
der SP, 3 von der CVP/EVP/GLPfBDP­
Fraktion und gerademal 2 von der 
FDP. Die geringe Antrags:freudigkeit 
von FDP und CVP ist insofern logisch, 
als diese zwei Parteien ja vier von 
fünf Regierungsraten stellen und so­
mit die Legislaturziele der Regierung 
weitgehend diktieren kõnnen. 

Der Regierungsrat hat in seinem 
Legislaturplan die Wiederherstellung 
des Haushaltgleichgewichts über alle 
andernZiele gestellt und ihr a1s Einzi-

Ba u und Justiz - 4 Antrãge 

Antrãge SVP: 
Optimierung des gesamten Ver­

kehrs (ôV und Privatverkehr) statt 
Veranderung des Modalsplits zu­
gunsten des·ôV und des Langsam­
verkehrs mit kostenneÚtralen Opti­
mierungen - Regierung: Antrag 
steht noch aus. 
"' Motorfahrzeugsteuer: Ersatzlose 
Streichung de r Erganzung d er H ub­
raumbesteuerung durch ôkologische 
Anreize (Energieeffizíenz), weil das . 
Volk dies in d er Vergangenheit abge­
lehnt hatte - Regierung: Antrag 
steht noch aus. 

Anzahl d er Sanierungen belasteter 
s·tandorte und Altlasten aus Kosten­
gründen von 200 auf 1 00 wahrend 
der Legislaturperiode senken -
Regierung: Antrag steht noch aus. 

Antrag Grü1111e: 
Erganzung de r Strategie zur Sied­

lungsentwicklung um den Grund­
satz: «Die Gesamtflache des nutzba­
ren Kulturlandes auf Kantonsgebiet 
wird nicht weiter reduziert.>> - Regie­
rung: Antrag steht noch aus. 

ger die Prioritãt 1 zugeordnet. Damit 
ist die SVP nicht einverstanden: Sie 
verlangt, dass auch die Fõrderung des 
wirtschaftlichen Wachstums (Arbeits- > 

platze schaffen) oberste Prioritãt in · 

der kantonalen Politik erhãlt, ebenso 
die Dampfung der Soziallcosten und 
dazu auch noch ... di e polizeiliche Be­
kampfung von Einbruchdiebstãhlen. 

Kosten seru<:en im Sozialbereich' 
Natürlich spiegeln sich in den An­

tragen .der Parteien deren altbelcann­
te thematische Steckenpferde. Dort, 

Finanzen - 4 Antrãge 

Antrag SP: 
Erhôhung der Steuerbefreiungs­

obergrenze (Orientierung am Mittel­
feld al! er Kantone), sodass tiefe Ein­
kommen nicht mehr unverhaltnis­
massig hoch belastet werden - Re­
gierung: Nein (Grund: hohe Steu�r­
ausfalle infolge der Notwendigkeit, 
samtliche Tarifstufen um den glei­
chen Betrag anzuheben). 

Antrãge SVP: 
Erganzung der Starkung von 

Standortattraktivitat und Wettbe­
werbsfahigkéit: «Der Kanton Solo­
thurn so !l steuerlich attraktiver wer­
den und sich im interkantonalen 
Wettbewerb im vorderen Mittelfeld 
positionieren>>- Regierung: Antrag 
noch offen. 

Eliminierung des strukturellen De­
fizits im Finanzhaushalt n ur durch 
Prioritatensetzung auf der Ausga­
benseite (ohne Erhôhung der Ein­
nahmen)- Regierung: Nein. 
"' «Die staatlichen Strukturen sind zu 
überprüfen>> (ohne: «bei Bedarf an­
zupassen))), «um die Leistungsfahig­
keit zu verbessern>> (ohne: «und zu 
starl<en>> )- Regierung: Nein. 
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wo verschiedene Parteien zum glei­
chen Thema Antrãge gestellt haben, 
zeichnen sich aber aktuelle Brenn­
punkte der Sachpolitik ab. Eindeutig 
trifft das für die Sozialpolitik zu, wo 
in den letzten Jahren die Kosten, vor 
allem für die Einwohnergemeinden, 
aus dem Ruder gelaufen sind, sodass 
nun das zustandige Departenient des 
Innern von Landammann Peter 
Gomm mit einer wahren Vorstossflut 
aus dem Kantonsrat eingedeckt wird. 
Vor allem FDP und SVP zielen dort 
auf Kostensenkungen. Die SP l;linge-

lnneres - 9 Antrãge 

Antrag SP: 
Erreichen des sozialpolitischen 

Ziels der Pramienverbilligung (Pra­
mien so!len hôchstens 8 Prozent des 
steuerbaren Einkommens ausma­
chen) für alle Anspruchsgruppen ab 
2015- Regierung: Nein. 

Antrag CVP/EVP/GLP/BDP: 
Lastenausgleich der Einwohnerge­

meinden überprüfen - Regierung: 
Vorlage zur Aufgabenentflechtung 
im Sozia.lbereich im Jahr 2015. 

Antrãge fDP: 
Entscheid- un d· Finanzkompetenz 

im Sozialbereich auf der gleichen 
Staatsebene ansiedeln- Regierung: 
Antrag noch offen. 

Sozialhilfekosten so stabilisieren, 
dass sie nicht starker wachsen als 
das Wirtschaftswachstum - Regie­
rung: Antrag noch offen. 

Antrãge SVP: 
Ziel <<lntegration von Personen mit 

auslandischer Nationalitat intensivie­
ren>> streichen- Regierung: Nein. 

Anstieg der Pflegeheimplatze bis 
Ende 2016 auf maximal 1 00 (statt 
150) begrenzen- Regierung: Nein. 

Prioritat des Ziels «Sozialkosten 
dampfen>> von 2 auf 1 erhôhen­
Regierung: Nein. 

Polizeiarbeit auf die Bekampfung 
von Einbruchdiebsfahlen fokussieren 
(Prioritat 1)- Regierung: Nein. 

Antrag Grü1111e: 
Schaffung eines kantonalen Alters­

leitbilds- Regierung: Nein. 

Staatsl<anzlei - 3 Antrãge 

Antrãge SVP: 
" Vorhaben im E-Government-Be­
reich zur Fõrderung und Optimierung 
des elelctronischen·Dafen- und lnfor­
mationsaustauschs zwischen Ge­
meinden und Kanton streichen­
Regierung: Nein. 
"' Ziel «Ausbau des E-Government>> 
streichen- Regierung: Nein. 
"'Ziel «Umgang mitdigitalen Doku­
menten regeln und elektronische Ar­
chivierung sicherstellen» streichen­
Regierung: Nein. 

gen mõchte speziell in der Pramien­
verbilligui>g mittelfristig noch mehr 
Geld ausgeben als bisher. 

Bremsen beim lLehrplan 21 
Mit ebenfalls neun Antragen zum 

Legislaturpla.TJ. steht neben dem In­
nendepartement (Soziales, Gesund­
heit, Polizei) das Bildungs- und Kul­
turdepartement von Regierungsrat 
Remo Anldi im Ze...J.trum des Interes­
ses. Dort mõchte die SVP die Einfüh­
rung des umstrittenen Lehrplans 21 
ganz aus den JLegislaturzielen strei­

. eh en, wahrend di e von der CVP ange­
fuhrte Mitte:fralction mit einer zeitli­
chen Verschiebung und der Rückstu­
fung der Prioritat den Lehrplan 21 
ebenfa»s deutlich hremsen will. 

Im'.Bereich des Vollcswirtscha:fts­
departements markieren SVP _;und 
Grüne einmal mehr die bekannten 
energiepolitischen Positionen. Inte­
ressant ist, dass die SP vom Finanz­
departement eine Steuersenlrung 
verlangt - allerdings nur für die tie­
fen Einkommen. Relative Windstille 
herrscht mit nur 4 Antrãgen im Bau­
und Justizdepartement von Regie­
rungsrat Roland Fürst. 

Volkswirtsrchatt- 6 Antrãge 

Antrag SP:· 
Familienzulagen (l(inder- un d Aus­

bildungszulagen) erhõhen, Vorlage 
bis Ende d er Legislatur- Regierung: 
Nein. 

Antrag CVP/EVP/GLP/BDP: 
Aufgabenentflechtung J(anton/Ge­

meinden in d en Legislaturplan auf­
nehmen- Regierung: Nein (Ausnah­
me: Sozialbereich, siehe lnneres). 

A1111trãge SVP: 
Prioritat des Ziels «qualitatives 

wirtschaftliches Wachstum fôrdern>> 
von 2 auf 1 erhôhen; lndikator für 
«neue Arbeitsplatze pro Jahr» von 
450 auf 500 erhéihen; neuen lndika­
tor «Anzahl Arbeitsplatzverluste pro 
Jahr» hinzufügen- Regierung: Nein. 

Ersatz fossiler Energietrager durch 
«einheimische saubere Wasserkrafi 
und Kernenergie;>, also ohne Solar-, 

. und Wind- oder Geoenergie (statt 
durch «einheimische und erneuer­
bare Energien », al so o h ne Kernener­
gie) - Regierung: Nein. 

Ersatzlose Streichung des Ziels im 
Energiebereich «Versorgung sicher[l; 
Energieeffizienz und erneuerbare 
Energien fõrdern>> - Regierung: 
Nein. 

Antrag Grü1111e: 
Zielsetzung zur Steigerung der 

Stromeffizienz, sodàss der Strom­
endverbrauch 2035 das Niveau von 
2011 nicht überschreitet und der 
Strombedarf ab 2035 zu 100 Prozent 
durch erneuerbare Energien gedeckt 
wird- Regierung: Nein. 
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